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Warum die PDS/LL in Konstanz zu den Kommunalwahlen antritt

Sozial und solidarisch“ – das ist eine zentrale Leitlinie
der Politik der PDS. Von diesen Grundsätzen läßt sich

die Partei des demokratischen Sozialismus nicht nur in der
„großen“ Politik in Bund und Land leiten, sie gelten auch
und gerade für die Kommunalpolitik.

Denn auf Ebene der Kommunen fallen zahlreiche Ent-
scheidungen, die für die Bevölkerung von großer Bedeu-
tung sind. Dazu gehört beispielsweise die Versorgung mit
unverzichtbaren Leistungen wie Wasser, Strom und Gas.
Der Verkehr zählt dazu genauso wie Kindergärten, die me-
dizinische Versorgung und die Bereitstellung sozialer Lei-
stungen. Auch über die Ausstattung mit Sportstätten und
Kultureinrichtungen, die ja für die Lebensqualität in der
Stadt wichtig sind, entscheiden die Stadtverwaltung und der
Gemeinderat.

Die Diskussion um diese Fragen ist in Konstanz – wie in
anderen Städten und Gemeinden auch – geprägt von den In-
teressen der wirtschaftlich Mächtigen und ihrer Repräsen-
tanten in Parteien und Verbänden. Das im Juli diesen Jahres
einstimmig verabschiedete „Leitbild der Stadt Konstanz“
macht diese Dominanz mehr als deutlich. Erstellt wurde es
nicht etwa von den gewählten VertreterInnen der BürgerIn-
nenschaft, sondern unter der Federführung einer privaten
Marketinggesellschaft und maßgeblicher Mitarbeit von
Vertretern aus Industrie, Handel und Banken.

Zentraler Begriff in dieser „Navigationshilfe“ (OB
Frank) für die nächsten zwei Jahrzehnte Konstanzer Stad-
tentwicklung ist das „Stadtmarketing“. Kommunalpolitik in
Konstanz soll sich danach künftig noch stärker daran orien-
tieren, daß optimale Bedingungen für die Wirtschaft ge-
schaffen werden. Alle Maßnahmen sollen dem Ziel dienen,
die Interessen des einflußreichen Einzelhandels einerseits
und der High-Tech-Industrie andererseits zu fördern. Und:
Kommunalpolitik soll sich strikt an den Gesetzen des Mark- tes orientieren. Leistungen die nicht profitabel sind, müssen

zurückgefahren oder ganz gestrichen werden. So ist es nur
folgerichtig, wenn Themen wie Armut, Wohnungsnot, Ob-
dachlosigkeit, AusländerInnen und Flüchtlinge überhaupt
nicht vorkommen.

Wenn dieses Konzept umgesetzt wird, dann hat es für all
diejenigen Konstanzer Bürgerinnen und Bürger nichts gutes
zu bedeuten, die wenig oder kein Geld haben und deshalb
besonders auf soziale und kulturelle kommunale Leistungen
angewiesen sind. Seit Jahren wächst die Kluft zwischen
Arm und Reich in unserem Land; einer wachsenden Zahl
von „Besserverdienenden“ steht eine noch schneller zuneh-
mende Anzahl von Armen gegenüber. Diese Entwicklung –
Folge einer von der Kohl-Regierung betriebenen und jetzt
von Rot-Grün fortgesetzten Politik der Förderung der Kon-
zerne und des Abbaus sozialstaatlicher Elemente – hat
schon in der Vergangenheit zu empfindlichen Kürzungen
kommunaler Leistungen geführt. Sie wird sich, sollte der
„Stadmarketing-Prozess“ umgesetzt werden, noch einmal
beschleunigen. Der zahlungskräftigen Klientel der Besser-
verdienenden bietet man Einkaufs- und Kulturmeilen, die
„Modernisierungsverlierer“ werden durch die Rückführung
„unprofitabler“ Leistungen noch mehr verlieren.

Sozial und solidarisch – Statt Marketing

Präambel

Die Kandidatinnen und Kandidaten
der PDS/LL auf einen Blick

1 Dr. med. Michael Venedey , Lungenfacharzt

2 Stephanie Großhardt , Schülerin
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6 Nella Prati-Thiem , Lehrerin
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9 Andreas Schack , Student

10 Monika Schickel , Logopädin

11 Francesco Rugolo , Schreiner

12 Nicole Niedermüller , Studentin

13 Reiner Wagner , Koch

14 Anke Schwede , Selbständige Slawistin

15 Jürgen Geiger , Technischer Autor

16 Andrea Glas , Lektorin

17 Wolfgang Mossmann , Ingenieur

18 Stefanie Engel , Studentin

19 Horst Spinner , Diplom-Ingenieur (FH)

20 Stefan Otto , Drucker

21 Marcel Bois , Student

22 Bernhard Scheuter , Student

Konstanzer Kommunalpolitik: Standortförderung statt
soziale Projekte
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Aus all diesen Gründen wollen wir uns einmischen.
Die PDS/Linke Listewill mit ihrer Kandidatur zu den Ge-
meinderatswahlen einen Beitrag dazu leisten, daß die so-
zialen, politischen und kulturellen Interessen der Kon-
stanzer Bürgerinnen und Bürger, die in den Stadtmarke-
tings-Visionen mangels Kaufkraft nicht vorkommen,
künftig stärkere Berücksichtigung finden.

Wir treten dafür ein, daß der Ausbau sozialer Leistun-
gen und Infrastruktur für Leute mit niedrigem Einkom-
men den Vorrang vor „Standort“-fördernden Prestige-
und Luxusprojekten haben muß.

Wir lehnen das mit dem „Stadtmarketing-Prozess“ ein-
geleitete Vorhaben ab, immer größere Teile der kommu-
nalen Aufgaben marktwirtschaftlichen Kriterien zu un-
terwerfen und an die Stelle kontroverser, demokrati-
scher Auseinandersetzung Methoden der Management-
technik zu setzen. Wir sind auch gegen die Ausgliede-
rung ganzer Arbeitsbereiche aus der öffentlichen Ver-
waltung und Kontrolle und die Übertragung dieser Be-
reiche an privatwirtschaftliche Unternehmen.

Wir wenden uns gegen alle adminstrativen und polizeili-
chen Maßnahmen, mit denen z.B. Obdachlose und
Punks aus der Stadt vertrieben werden sollen. Die Ar-
mut muß bekämpft werden, nicht die Armen.

Wir fordern einen Gebührenstopp. Kommunale Abga-
ben und Tarife dürfen nicht noch weiter steigen. Billige
Sondertarife für große Unternehmen müssen zurückge-
fahren, bei der künftigen Tarifgestaltung muß stärker
sozial gestaffelt werden.

Wir setzen uns für Maßnahmen gegen die vielfältige
Diskriminierung ein, der Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger ohne deutschen Paß auch in Konstanz ausgesetzt
sind.

Wir fordern von der Stadt Konstanz, daß sie sich für
die Belange der Flüchtlinge gegenüber der zuständigen
Behörde im Landratsamt stark macht, den Sozialpaß
für Flüchtlinge wieder einführt, und eine unabhängige
Beratungsstelle schafft. Deren Aufgabe wäre es z. B.
Flüchtlingen zu helfen, ihre Ansprüche gegenüber dem
Landratsamt – z. B auf Behandlung im Krankheitsfall
oder auf Versorgung mit Nahrungsmitteln – durchzuset-
zen.

Und wir treten – angesichts der Tatsache, daß die Bun-
desrepublik einen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg
geführt hat – dafür ein, daß Bemühungen um Frieden
und Völkerverständigung künftig eine größere Rolle in
der hiesigen Kommunalpolitik spielen.

Städtische Finanzen
Haushaltspolitik: Verwaltung des Mangels

Der kommunale Haushalt ist gewissermaßen der Finanzplan
der Stadt, der zum Einen alle laufenden Einnahmen und

Ausgaben der Stadt im sogenannten Verwaltungshaushalt ent-
hält. Er umfasst zum Anderen im Vermögenshaushalt alle Mit-
tel, welche die Stadt für Investitionen aufbringt.

Seit Jahren besteht die haushaltspolitische Arbeit von
Verwaltung und Gemeinderat allerdings hauptsächlich darin,
finanzielle Mängel zu verwalten. Wichtigster Indikator für
die finanzielle Lage der Stadt ist die Zuführungsrate für den
Vermögensaushalt. So wird die Summe genannt, die im Ver-
waltungshaushalt, der sich aus Gebühren, örtlichen Steuern,
einem Anteil an der Einkommenssteuer und der Umsatzsteu-
er sowie staatlichen Zuschüssen finanziert, nach Abzug aller
Ausgaben (Personal, Sachmittel etc.) unter dem Strich übrig
bleibt. Dieser Überschuß wird für Investitionen verwendet.
Die Zuführungsrate ist 1997 auf ein neues Rekordtief von 3,9
Mio. DM gesunken, für das laufende Haushaltsjahr hat sie
die Stadt gar mit Null veranschlagt. Noch 1995 hatte sie 8,5
Mio. betragen, drei Jahre zuvor gar 33 Mio.

Die ständig zunehmende Zahl der Armen, die die Markt-
wirtschaft produziert, steht in umgekehrtem Verhältnis zur
Handlungs- und Gestaltungsfähigkeit der kommunalen Gre-
mien. Denn der Zentralstaat bürdet den Städten und Ge-
meinden in diesen Bereichen nicht nur immer neue Aufga-
ben auf; er wälzt auch die Kosten dieser Armut immer drei-
ster auf die Städte und Gemeinden ab. Dabei seitzt die rot-
grüne Bundesregierung die von der Kohl-Regierung betrie-
bene Politik der finanziellen Austrocknung nahtlos fort. Für
den städtischen Haushalt heißt das: immer weniger Einnah-
men aus staatlichen Zuweisungen, steigende Ausgaben, um
die Kosten der Armut zu finanzieren (siehe Tabelle).

Eine Folge ist die immer stärker wachsende Verschul-
dung, unter der Konstanz wie viele andere Kommunen auch
stöhnt. Mit 346 Mio. DM steht die Stadt (einschließlich
städtische Eigenbetriebe) bei Banken und Kreditinstituten
in der Kreide (1995: 141 Mio. DM), 1998 sind wieder Kre-
dite in Höhe von 5,8 Mio. DM aufgenommen worden. Al-
lein der Zinsdienst kostet die Konstanzer Bürgerinnen und
Bürger Jahr für Jahr um die 6 Mio. DM, das sind 13,5% des
gesamten Vermögenshaushalts.

Stellenstreichungen + Mittelkürzungen…
Die Haushalte der Stadt Konstanz konnten in der vergan-

genen Legislaturperiode jeweils nur auf den Weg gebracht
werden, weil die Verantwortlichen im Rathaus Jahr für Jahr

Städtische Finanzen

Staatliche Kürzungen
Einkommenssteueranteil

93 49,8 Mio. DM

49,1 Mio. DM

42,7 Mio. DM

95

97

Mehrausgaben der Stadt
FAG-Umlage

23,5 Mio. DM

25,0 Mio. DM

24,1 Mio. DM

93

95

97

93

Finanzausgleich-Einnahmen

48,7 Mio. DM

44,8 Mio. DM

42,3 Mio. DM

95

97

Kreisumlage

33,5 Mio. DM

35,8 Mio. DM

40,6 Mio. DM

93

95

97
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die Mittel gekürzt haben. So streicht die Stadtverwaltung im
Auftrag des Gemeinderats seit 1994 Jahr für Jahr die Haus-
haltsposten um Millionensummen zusammen. Auch vor
Stellenstreichungen machen sie dabei nicht halt. Der Ober-
bürgermeister selbst brüstet sich damit, daß für den Haus-
halt 1998 Einsparungen bei den Personal- und Sachausga-
ben von rund 5 Mio DM vorgenommen worden sind.

Nun ist „Sparen“, wie die Politiker ihre Rotstiftpolitik
bewußt unzutreffend umschreiben, heutzutage populär,
nicht nur in Kreisen von Wirtschaft und Politik, sondern
auch in der Bevölkerung. Deshalb brüstet sich auch eine
ganz große Koalition im Gemeinderat diesbezüglich mit im-
mer neuen Vorschlägen. Die Folgen dieser Politik sind je-
doch alles andere als positiv. Die Kürzungen bei Geld und
Personal bedeuten nicht nur Arbeistlosigkeit oder Einkom-
menseinbußen für manchen Betroffenen und Mehrarbeit
für die verbliebenen Beschäftigten. Sie führen für die Bür-
gerinnen und Bürger häufig auch zu einer Verschlechterung
der städtischen Leistungen, umso mehr als die Aufgabenfül-
le – vor allem wegen der Zunahme von Arbeitslosigkeit und
Armut – deutlich zugenommen hat.

…und trotzdem immer höhere Gebühren
Außerdem denken Stadtverwaltung und Gemeinderat gar

nicht daran, die Einsparungen weiterzugeben. Während man
bei den Leistungen kürzt, werden auf der anderen Seite die
Gebühren und Tarife für kommunale Leistungen munter
und regelmäßig erhöht: Ob Gas, Wasser, Bus und Fähre,
Kindergärten und -häuser, Schülerbeförderung oder Müll:
keine Dienstleistung, die in den vergangenen Jahren nicht
verteuert wurde. Rechnerisch zahlt jede Einwohnerin und
jeder Einwohner dieser Stadt mehr als 1600 DM im Jahr an
städtischen Gebühren – Tendenz steigend.

Dagegen hat man den Hebesatz der Gewerbesteuer, der
einzigen bedeutenden Steuer, über die die Kommune selbst
entscheiden kann, seit Ende der 80er Jahre unangetastet ge-
lassen, obwohl die Wirtschaft durch die Abschaffung eines
Teils dieser Steuer deutlich entlastet worden ist. Gleichzei-
tig werden große Unternehmen mit billigen Sondertarifen
für Gas und Elektrizität bedient.

„Für die kommenen Jahre muß auf der Einnahmeseite
eine Strukturverbesserung durch Steuererhöhungen ernst-
haft diskutiert werden. Zusätzlich müssen auf der Ausgabe-
seite den Bürgern erhebliche Abstriche am Leistungsange-
bot vermittelt werden“, gab 1995 der damalige Oberbürger-
meister Eickmeyer die Leitlinie für die Kommunalpolitik
der kommenden Jahre aus. Daran hat sich auch nach dem
Amtsantritt des grünen OB Frank nichts geändert.

Trotz sinkender Einkommen und gleichzeitig immer wei-
ter steigender Steuern und Abgaben zahlen die Bürgerinnen
und Bürger also weitere Millionen für kommunale Einrich-
tungen. Dabei müßten diese durch die enormen Steuerzah-
lungen der Bevölkerung doppelt und dreifach gedeckt sein.

Prestigeobjekte…
Wer meint, daß die knappen Mittel für Investitionen we-

nigstens so aufgeteilt werden, daß die sozialen Probleme in
dieser Stadt – Armut, Arbeitslosigkeit, Wohnungsnot – zu-
mindest gelindert werden, hat sich geschnitten. Schwer-
punkte städtischer Investtionen sind seit Jahr und Tag teure

Prestigeprojekte, die unter dem Strich vor allem der Wirt-
schaft nützen. Dafür ist das Projekt Sea-Life nur das jüngste
Beispiel. Beträge in zweistelliger Millionenhöhe hat die
Stadt in den letzten Jahren auch für die Sanierungsgebiete
Obere Augustinergasse, Prälaturgebäude, Wessenbergstra-
ße/Katzgasse und Stromeyersdorf sowie das neue Areal
Bahnhofplatz/Klein Venedig ausgegeben. Es handelt sich
dabei fast durch die Bank um ehrgeizige Luxussanierungen,
die darauf abzielen, den „Standort“ Konstanz zu „entwik-
keln“, sprich das Umfeld für die Wirtschaft zu verbessern.

…statt soziale Projekte
Zeigen sich Stadtverwaltung und Gemeinderat bei Wirt-

schaftsförderungsprojekten großzügig, so knausert man an-
derenorts. Der gesamte Einzelhaushalt „Soziale Sicherung“
hatte 1998 ein Volumen von 2 Mio. DM, geradezu ein Hohn
angesichts der Tatsache, daß mittlerweile rund 10 Prozent
der Konstanzer Bevölkerung auf Sozialhilfe angewiesen ist.
– Gerade mal 3,9 Mio.war Stadt und Gemeinderat 1998 die

Förderung des sozialen Wohnungsbaus wert, was noch
nicht einmal die Not des zehnten Teils der mehr als 2000
Menschen lindern kann, die auf der WOBAK-Warteliste
stehen.

– Obwohl es zuwenig Altenheim- und Pflegeplätze gibt,
gab man im letzten Jahr nur 2,7 Mio. DM für den Bau von
entsprechenden Einrichtungen aus.

– Auch die 2,7 Mio. DM für den Kindergartenbereich lagen
viel zu niedrig, um den seit 1996 geltenden Anspruch auf
einen Kindergartenplatz zu sichern.

– Und daß für die Schulen nur läppische 150 000 DM auf-
gebracht werden sollten, ist angesichts der teilweise pre-
kären baulichen Zustände geradezu ein Skandal.
Die ganze soziale Schieflage wird deutlich, wenn man

die Ausgaben für die Sanierungen (7,3 Mio.) und den Stra-
ßenbau (7,9 Mio.) dagegenhält. Daran soll sich nach dem
Willen der Verantwortlichen auch in den kommenden drei
Jahren nichts ändern (siehe Tabelle)

Investitionen 1999–2001 Mio . DM

Schulbaumaßnahmen 2,46

Kindergärten/Spielplätze (inkl. Zuschüsse an Träger) 5,67

Altenheime 8,66

Wohnungsbauförderung 4,73

Sportanlagen und Bäder 14,55

Sanierungsmaßnahmen 15,82

Straßenbau einschl. Beleuchtung 43,53

Katalog der Grausamkeiten
Doch die politisch Verantwortlichen wollen noch viel

weiter gehen: Kommunalpolitik in Konstanz soll sich künf-
tig noch stärker daran orientieren, daß optimale Bedingun-
gen für die Wirtschaft geschaffen werden. Das in diesem
Jahr einstimmig verabschiedete „Stadtmarketing“-Konzept
sieht vor, daß sich Kommunalpolitik künftig strikt an den
Gesetzen des Marktes orientiert. Leistungen die nicht profi-
tabel sind, müssen zurückgefahren oder ganz gestrichen
werden. Auf der Tagesordnung stehen dabei auch Privatisie-

4



rungen von öffentlichen Einrichtungen wie z.B. Bädern. Die
Folge wird eine weitere, drastische Verteuerung und Ver-
knappung von öffentlichen Leistungen sein, mit dem Ergeb-
nis, daß sich die soziale Schere noch weiter öffnet.

Gewinner werden also ein weiteres Mal Leute mit Geld
sein, Arme bleiben auf der Strecke.

Das will die PDS/LL

Die PDS/LL verkennt nicht, daß den Kommunalpoliti-
kern aufgrund der staatlichen Kürzungspolitik teilweise die
Hände gebunden sind. Sie fordert deshalb eine grundlegen-
de Neuordnung der Aufteilung von staatlichen Geldern zwi-
schen Bund, Ländern und Gemeinden.

Auf kommunaler Ebene ist das Gros von öffentlichen
Dienstleistungen angesiedelt, auf die niemand verzichten
kann. Deshalb muß die Finanzausstattung der Gemeinden
erheblich verbessert, deren Mitspracherechte bei der Mittel-
verteilung entschieden ausgeweitet werden.

Wir wenden uns jedoch mit aller Entschiedenheit gegen
das Lamento von CDU, FDP und SPD über fehlende Mittel,
um Leistungskürzungen und Gebührenerhöhungen zu recht-
fertigen. Es sind die Parteifreunde dieser Politiker, die in
Bonn und Stuttgart die soziale Kahlschlagpolitik zu verant-
worten haben.

Gerade in Zeiten knapper Mittel muß sich die Kommunal-
politik auf das Wichtigste konzentrieren. Das aber erfordert
für Konstanz eine grundsätzlich andere Gewichtung: es muß
Schluß sein mit der Bevorzugung von Prestige- und Wirt-
schaftsförderungsprojekten. Stattdessen ist die entschiedene
Aufwertung der Bereiche nötig, in denen Leistungen für
Leute mit wenig Geld zur Verfügung gestellt werden.

Wir fordern deshalb:

Konzentration der kommunalen Investitionstätigkeit auf
den Ausbau sozialer Leistungen und Infrastruktur für
Menschen mit niedrigem Einkommen.

Ausstieg aus Luxussanierungsprojekten, wo dies noch
möglich ist, auf keinen Fall Einstieg in neue Prestige-
projekte (wie z.B. die Konzerthalle o.ä.).

Entschiedener Ausbau der Förderung des sozialen Woh-
nungsbaus

Ausbau bzw. Bereitstellung von Hilfen für Sozialhil-
feempfänger, Arbeitslose und Flüchtlinge.

Unterstützung und Förderung von Selbsthilfeinitiati-
ven, die in diesem Sinne tätig sind.

Erhöhung der Mittel für Kindergärten, Schulen und
Alten- und Pflegeheime.

Schluß mit den ständigen Gebührenerhöhungen. Gebüh-
renstopp. Kommunale Abgaben und Tarife dürfen nicht
noch weiter steigen. Billige Sondertarife für große Un-
ternehmen müssen zurückgefahren, bei der künftigen
Tarifgestaltung muß stärker sozial gestaffelt werden.

Erhöhung des Gewerbesteuerhebesatzes

Die Stadt muß sich in Stuttgart und Berlin für eine
grundlegende Änderung der Kommunalverfassung stark
machen, die darauf abzielt, die Mittelausstattung zu-
gunsten der Kommunen zu verbessern und deren finan-
ziellen Handlungsmöglichkeiten erweitert.

Deregulierung des Strommarktes

Ab sofort kann sich jede/r aussuchen, von welchem
Anbieter er/sie Strom kaufen will. Verschiedene

Unternehmen werben bereits mit – angeblich – billigem
Strom. Doch bei genauerem Hinsehen stellt man fest: So
billig sind die Angebote gar nicht.

So stellt eine Studie des BUND fest, daß sich in den
Haushalten durch einfache Stromsparmaßnahmen ein
vielfaches von dem sparen läßt, was der Wechsel zu ei-
nem – angeblich – billigen Anbieter bringt. Aber vor al-
lem gilt: Wer den Stadtwerken den Rücken kehrt, schnei-
det sich ins eigene Fleisch.

Strom ist nicht gleich Strom, anders als beim Telefo-
nieren gibt es hier große Unterschiede: Es gibt den Strom
aus französischen Atomkraftwerken, der nennt sich dann
„yellow“, oder es gibt noch preiswerteren aus osteuropäi-
schen Kernkraftwerken, dessen Verkäufer verheimlichen
meist, woher sie den Strom beziehen. Dann gibt es noch
den Strom aus norddeutschen Kohlekraftwerken – dieser
ist aber eigentlich sowieso kaum billiger – oder eben den
guten alten Strom von den Stadtwerken. Der ist zwar
ebenfalls kein reiner Ökostrom, aber doch wesentlich
ökologischer und sozialer als der Strom der Konkurrenz.

Die Stadtwerke finanzieren damit zum Teil Solar-
strom-Programme und – vor allem – den Öffentlichen
Personennahverkehr in Konstanz. Wenn die Konstan-
zer/innen jetzt massiv zur – vermeintlich – billigen Kon-
kurrenz wechseln, werden entsprechend die Buspreise
steigen und die Buslinien ausgedünnt. Die Folge wären
noch stärker überlastete Konstanzer Straßen und das gin-
ge zu Lasten aller; auch derer, die gar nicht Bus fahren.

Wir fordern deshalb die Bundesregierung auf, den
Strommarkt mittels einer Regulierungsbehörde – wie auf
dem Telefonmarkt – wieder stärker zu regulieren, um si-
cherzustellen, daß die großen Stromkonzerne nicht die
kleinen Anbieter – wie z.B. die Stadtwerke – mittels
Preisdumpings kaputt machen. Wir fordern sie darüber
hinaus auf, Strom aus neuen, ökologischen Kraftwerken
so zu fördern, daß er konkurrenzfähig mit solchem aus
alten, längst abgeschriebenen, Dreckschleudern und Ato-
manlagen wird.

Wir fordern die Stadtwerke auf,
die Preise für Privathaushalte mindestens im glei-
chen Umfang zu senken, wie den Strom für gewerbli-
che Kunden;

anders als zuletzt, primär die Grundgebühr zu sen-
ken – bei einer hohen Grundgebühr und niedrigen
Kosten pro Kilowattstunde rentiert sich Strom spa-
ren nicht;

Preissenkungen nicht – wie zuletzt – an sittenwidrige
Vertragslaufzeiten zu binden;

ihr ökologisches Engagement auszuweiten: Vor al-
lem der Bau von Blockheizkraftwerken wäre sowohl
ökologisch wie ökonomisch wünschenswert;
solche Kraftwerke erreichen durch Kraft-Wärme-
Kopplung fast einen doppelt so hohen Wirkungsgrad
wie die Großkraftwerke der Stromkonzerne. Das re-
duziert den Ausstoß an Kohlendioxid und die Kosten.
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Soziales und Ausgrenzung
Hilfe für psychisch sowie körperlich Kranke
und arme Menschen

Leider muß man immer wieder feststellen, daß das städti-
sche Hilfsangebot für kranke sowie arme Menschen

nicht ausreichend genug ausgebaut ist.
So gibt es Menschen ohne festen Wohnsitz die z.B. erst

Nachmittags bzw. Abends in Konstanz ankommen und dann
keine Anlaufstelle finden, welche diesem Personenkreis
eine Übernachtungsstelle vermitteln könnte. Desweiteren
gibt es für diese Personen keine Möglichkeit vom 1. April
bis 30. Oktober eine Übernachtungsstelle zu finden, da es in
unserer Stadt nur sogenannte „Erfrierungsschutzcontainer“
gibt, welche nur in den Wintermonaten geöffnet sind. Au-
ßerdem stehen diese nur von 5.00 Uhr Abends bis 8.00 des
darauffolgenden Morgen zur Verfügung. Desweiteren bie-
ten diese menschenunwürdigen Behausungen, für bis zu 4
Personen auf 6qm, auch keine Kochmöglichkeiten.

Ebenso gibt es ältere sowie kranke Menschen, die manch-
mal orientierungslos sich hilfesuchend an andere Leute
wenden, doch bei dem Versuch verantwortliche Einrichtun-
gen zu finden, wird man feststellen, daß sich dieses Unter-
fangen sehr schwierig gestaltet.

Beispiele: Bei dem Versuch für eine junge suizidgefähr-
dete Frau „verantwortliche“ Ärzte zu finden, wird der Laie
oft stundenlang vertröstet, oftmals sogar unter der Begrün-
dung, nicht zuständig zu sein, abgewiesen. Eine ältere Frau
mit Schwerbehindertenausweis, welche mit dem Zug fahren
musste, aber geistig nicht in der Lage war sich alleine auf
den Weg zu machen, wollte sich mit Hilfe von ortsansässi-
gen Hilfsorganisationen begleiten lassen, doch „leider“ hat-
te niemand Zeit.

Sozialpass der Stadt Konstanz
Der Sozialpass der Stadt Konstanz ist alles andere als Sozi-

al! So ist es zwar möglich mit dem Pass verbilligte Einzeltik-
kets für den Bus und die städtischen Bäder zu erwerben, jedoch
berechtigt dieser Pass nicht zum Kauf verbilligter Monatstik-
kets bzw. 10er Karten für die städt. Bäder. Desweiteren be-
kommt man auch keine Verbilligung für Eintrittskarten für so-
genannte alternative Kultur im K9 bzw. KULA.

Stadtmarketing und Soziales
In der Dokumentation der Ergebnisse aus den Arbeitskrei-

sen zum Stadtmarketing Konstanz wird darauf hingewiesen,
daß bei der Begrünung und der Möblierung der Innenstadt, ein
niederlassen sogenannter Randgruppen ein Risiko darstellt
(siehe Band1 Stadtmarketing Konstanz S.23).

Desweiteren wird im Bereich Kulturelles gefordert, die
Kunst auf der Strasse zu fördern. „Kunst auf der Strasse“ wird
aber dort so definiert, daß dies nicht von richtigen Strassen-
künstlern gemacht wird, sondern Stadttheater und Philharmo-
nie mehr Veranstaltungen auf der Strasse machen sollten.

Sozialer Wohnungsbau in Konstanz
In Konstanz gibt es angeblich genügend Sozialwohnun-

gen. Dies stimmt nicht! Bei dem Versuch über eine Woh-
nungsbaugesellschaft (WOBAK etc.) eine Wohnung zu er-
halten, welche dem für das Sozialamt verträglichen Mietni-
veau entspricht, wird man auf Wartelisten gesetzt, auf wel-

chen man meistens mehrere Jahre steht. Auch ist es auf dem
freien Wohnungsmarkt kaum möglich eine Wohnung zu be-
kommen, da das Sozialamt zu wenig DM pro qm bewilligt.

Gemeinnützige Arbeit
Gemeinnützige Arbeit ist Zwangsarbeit! Sogenannte ge-

meinnützige Arbeit (auch niederschwellige Arbeit genannt),
zu welcher Sozialhilfeempfänger, unter Androhung der
Kürzung der Hilfe zum Lebensunterhalt (ca. 450-500 DM
mtl.) herangezogen werden, ist menschenunwürdig. Laut
„Allgemeiner Erklärung der Menschenrechte Artikel 23,
Absatz 3", hat jeder Mensch der arbeitet, daß Recht auf an-
gemessene und befriedigende Entlohnung, die ihm und sei-
ner Familie eine der menschlichen Würde entsprechende
Existenz sichert. Dies kann man mit einer Entlohnung von
3.50 DM pro Stunde nicht erreichen.

Das will die PDS/LL

1. Ein Haus, welches den ganzen Tag, sowie ganzjäh-
rig, für wohnungslose Männer wie Frauen und deren
Tiere geöffnet ist. Desweiteren muss dieses Haus die
Möglichkeit zur Grundversorgung bieten (Hygiene,
Kochgelegenheit).

2. Einen sogenannten „Notfalldienst“, welcher rund um
die Uhr für die unter dem Punkt „Hilfe für psychisch-
sowie körperlich Kranke und arme Menschen“, ange-
sprochenen Menschengruppen erreichbar ist und Hilfe
bieten kann.

3. Eine komplette Überarbeitung des Sozialpasses, un-
ter Berücksichtigung unserer Forderung, den ÖPNV so-
wie kulturelle Veranstaltungen für Arbeitslose, Schüler,
Studenten, Asylanten und Sozialhilfeempfänger kosten-
frei zu gestalten.

4. Eine Tolerieren von sogenannten Randgruppen auch
in der für den Tourismus umgestalteten Innenstadt.

5. Eine Aufhebung der Sondernutzungsgenehmigung
der Stadt Konstanz, welche von Strassenkünstlern im-
mer noch Gebühren erhebt.

6. Eine Weiterführung des sozialen Wohnungsbaus, so-
wie eine Anpassung des Sozialamtes Konstanz, an die
dem freien Wohnungsmarkt entsprechenden Mieten.

7. Die Abschaffung der sogenannten „gemeinnützigen
Arbeit“ (Zwangsarbeit) und eine Umwandlung dieser
Jobs in eine vollwertige Arbeitsstelle.

Die Armut muss bekämpft werden nicht die Armen!

Soziales und Ausgrenzung
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AusländerInnen und Flüchtlinge

Über 10.000 Menschen leben in Konstanz, die nicht im
Besitz eines deutschen Passes sind. Das entspricht etwa

14% der Konstanzerinnen und Konstanzer. Es sind EU-
Staatsangehörige, Arbeitsmigrant/innen und ihre Kinder,
Flüchtlinge und Asylbewerber/innen. Sie sind hier vielfälti-
gen Benachteiligungen und Diskriminierungen ausgesetzt:

So wird in sehr vielen Lebensbereichen zwischen Aus-
länder/innen und Deutschen unterschieden: Ausländer/in-
nen haben kein oder nur ein stark eingeschränktes Wahl-
recht; Ausländer/innen aus einem nicht-EU-Land dürfen
eine Arbeitsstelle nur dann annehmen, wenn sich niemand
anderes für diesen Job finden läßt, Flüchtlinge und Asylbe-
werber/innen dürfen überhaupt keine reguläre Arbeit aus-
üben. Polizei und BGS führen – gerade in unserer Grenzre-
gion – ständig Gesichtskontrollen durch: Egal ob am Grenz-
übergang, auf der Fähre oder im Zug – Menschen mit dunk-
ler Hautfarbe werden regelmäßig kontrolliert und durch-
sucht. Außerhalb der Grenze selbst natürlich bevorzugt von
Beamt/innen in Zivil, damit die deutsche Bevölkerung das
alles nicht mitbekommt.

Immigrant/innen
In Konstanz lebende Ausländer/innen sind vielfachen

Diskriminierungen ausgesetzt: Sie müssen eine ständige un-
terschwellige Ausländerfeindlichkeit bei ihren Mitschü-
ler/innen und Lehrer/innen, bzw. ihren Arbeitskolleg/innen
und Chefs aushalten. Ausländer/innen werden als erste ent-
lassen und als letzte wieder eingestellt. Sie sind deshalb be-
sonders häufig arbeitslos. Dabei leben sie häufig schon seit
Jahrzehnten hier oder wurden sogar hier geboren. Auslän-
der/innen sind sie – nach deutschen Recht – trotzdem geblie-
ben.

Kinder haben häufig Schwierigkeiten mit der deutschen
Sprache und werden in die Förderschule abgeschoben. Spä-
ter sind sie in der Regel arbeitslos. Zwar sind für sie vom
Land Baden-Württemberg Förderkurse an den Schulen vor-
gesehen, stattfinden tun diese – wegen Lehrermangels – je-
doch nur in Ausnahmefällen. Wie wichtig solche Kurse sind
zeigen die hier lebenden Kinder und Jugendlichen italieni-
scher Abstammung: Für sie bietet das italienische Konsulat
geeignete Förderkurse an, mit dem Erfolg, daß sie nicht
mehr häufiger in der Förderschule landen als Kinder und Ju-
gendliche deutscher Abstammung.

Die Stadt Konstanz unternimmt nicht nur nichts, um die-
ses Problem zu lösen, sie bleibt auch sonst in mancherlei
Hinsicht hinter vielen anderen Städten zurück:

Ausländer/innen haben spezifische Probleme und Fragen
an die Stadt Konstanz, wie z.B.: „Kann ich auch in Italien
Pflegegeld und meine Rente erhalten?“; für solche Fragen,
für die Unterstützung kultureller Betätigung und vieles
mehr ist in Konstanz die Ausländerbeauftragte zuständig.
Zwar ist hier eine Vollzeitstelle vorgesehen, jedoch ist diese
Stelle seit langem unbesetzt. Die aktuelle Ausländerbeauf-
tragte arbeitet lediglich vertretungsweise und hat lediglich
eine Halbtagsstelle. Die Stadt Konstanz gewährt der Aus-
länderbeauftragten lediglich einen Mini-Etat von 25.000
Mark – für 14% der Bevölkerung!

Städtische Räume, speziell für die Begegnung von Aus-

länder/innen und Deutschen, sowie für die Pflege der kultu-
rellen Traditionen, gibt es nicht. So ist z.B. das Juze mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln nicht zu erreichen und wird auch
sonst von Jugendlichen ausländischer Abstammung eher ge-
mieden.

In Konstanz existiert kein echter Ausländerbeirat; das
Gremium, daß sich in Konstanz so nennt, besteht zu über
der Hälfte aus Mitgliedern des Gemeinderates, bzw einem
der Bürgermeister. Ausländer/innen haben hier also allen-
falls Mitbestimmungsrechte. Doch noch nicht einmal diese
haben sie, denn dazu fehlen dem Ausländerbeirat die Rech-
te: Er hat kein Veto- oder Mitbestimmungsrecht in überwie-
gend Ausländer/innen betreffenden Fragen.

Das will die PDS/LL

Die PDS Linke Liste tritt deshalb dafür ein, daß die Stadt
Konstanz

kostenlose Deutschkurse für Ausländer/innen in Kinder-
gärten und begleitend zum Schulunterricht einrichtet,
sowie daß sie das Angebot an der Volkshochschule –
insbesondere für Frauen – ausweitet.

Räume zur Begegnung zwischen den Kulturen und zur
Pflege der kulturellen Identität zur Verfügung stellt.

endlich die Vollzeitstelle der Ausländerbeauftragten –
vertretungsweise oder dauerhaft – besetzt wird und die
– bisher nur vorübergehend eingerichtete – Halbtags-
stelle erhalten bleibt.

den Ausländerbeirat reformiert: Er soll ein demokra-
tisch von Ausländer/innen gewähltes Gremium werden.
Er benötigt eigene Räume und ausreichend finanzielle
Mittel. Er muß ein Vetorecht für überwiegend Auslän-
der/innen betreffende Fragen erhalten.

Flüchtlinge und Asylbewerber/innen

Besonders hart trifft es Flüchtlinge und Asylbewerber im
Landkreis Konstanz, da sie es hier mit dem rigidesten

und repressivsten Ausländerbehörde (dem Landratsamt)
weit und breit zu tun haben. So hat kürzlich eine Studie der
Universität Konstanz herausgefunden, daß Flüchtlinge in
Konstanz unter wesentlich schlechteren Bedingungen leben
müssen, als Flüchtlinge im Kanton Turgau.

AusländerInnen/Flüchtlinge
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Engagierte unabhängige Sozialarbeiter/innen werden in
Konstanz geschaßt und – erst nach Protesten – durch solche
ersetzt, die an Weisungen des Landratsamtes gebunden
sind. Flüchtlinge und Asylbewerber/innen werden teilweise
in Acht-Bett-Zimmern zusammengepfercht. In Konstanz
werden – anders als in vielen anderen Landkreisen Baden-
Württembergs immer noch Essenspakete mit zu wenig Nah-
rung in schlechter Qualität statt Geld oder Einkaufsgut-
scheinen verteilt. Zusätzlich zu diesen Paketen erhalten
Asylbewerber/innen lediglich 20DM (Kinder: 10DM) pro
Woche, von denen Anwalts- und Telefonkosten zu zahlen
sind. Dieses Geld muß wöchentlich abgeholt werden. An-
ders als andere Städte, verweigert die Stadt Konstanz
Flüchtlingen den Sozialpaß und somit auch nur eine mini-
male Teilnahme am öffentlichen Leben.

Härtefallregelungen werden im Landkreis Konstanz in
der Regel nicht angewendet: Haben z. B. Angehörige einer
Familie einen verschiedenen Aufenthaltsstatus, so wird ih-
nen das Zusammenwohnen im selben Flüchtlingsheim ver-
weigert. Schwere Erkrankungen – z. B. von Kindern – blei-
ben unbehandelt, wenn die Krankheitsursache ihren Ur-
sprung in der Zeit vor oder während der Flucht hat. Das
Landratsamt kommt nicht für die Kosten der Behandlung –
Folgeschäden (z.B. Taubheit) werden dabei in Kauf genom-
men. Erscheint ein/e konstanzer Asylbewerber/in nicht
mehr zu ihrer/seiner sogenannten „gemeinnützigen Arbeit“
– z. B weil sie/er wegen mehrfacher Folter schwer traumati-
siert ist – werden sämtliche Leistungen gestrichen, das heißt
sie/er muß verhungern. Bei dieser Arbeit handelt es sich ein-
deutig um Zwangsarbeit, die mit lediglich zwei Mark pro
Stunde auch keinerlei Vergleich mit einem Tariflohn stand-
hält.

Das will die PDS/LL

Wir treten dafür ein, daß die Stadt Konstanz

ihren Einfluß auf das Landratsamt gelten macht, daß
die Schikanen die Flüchtlingen und Asylbewerbern nur
im Landkreis Konstanz zugemutet werden, aufhören.

sich insbesondere für die Abschaffung der Essenspakete
stark macht.

den Sozialpaß für Flüchtlinge und Asylbewerber/innen
wieder einführt.

niemanden zu sogenannter „gemeinnütziger Arbeit“
zwingt, Zwangsarbeit hat in einer demokratischen Ge-
sellschaft keinen Platz; sie ist ein Mittel des Faschis-
mus.

eine unabhängige Beratungstelle für Flüchtlinge und
Asylbewerber/innen schafft und finanziert, die – unter
anderem – bei der Formulierung von Anträgen auf Be-
handlung einer Krankheit oder auf Familienzusammen-
führung hilft, oder die Widersprüche formuliert, wenn
Menschen das Essen verweigert wird. Auch für von Ab-
schiebung bedrohten Flüchtlingen könnte diese Stelle
wieder helfen – z. B. im Krankheitsfall – während die
Beratungsstellen des Landkreises gezwungen sind, bei
Abschiebungen behilflich zu sein.

Schule und Jugend

Es ist bekannt, daß Eltern und Schüler für kleinere Klas-
sen kämpfen. Ebenfalls herrscht seit etlichen Jahren das

Problem der unausreichenden Klassenräume bzw. die kata-
strophale Ausstattung dieser Zimmer. Ein weiterer Knack-
punkt sind die mangelnden Lehrkräfte.

Die PDS/LL ist sich dessen bewußt, daß es nicht in den
Aufgabenbereich der Stadt Konstanz fällt, sich um die all-
gemein unglückliche Situation der Schulen im Land Baden-
Württemberg zu kümmern. Trotzdem hat di e Stadt Mög-
lichkeiten, die Lage zu verbessern.

Das will die PDS/LL

Wir treten dafür ein, daß die Stadt Konstanz

mehr Klassenräume für Schüler zur Verfügung stellt.

die Klassenräume in einen wesentlich besseren Zustand
bringt.

Fortbildung für Lehrkräfte in den Ferien- und Freizeit-
bereich setzt.

sich für die allgemeine Situation der Schulen in Kon-
stanz einsetzt.

Die Situation für Konstanzer Jugendliche ist verheerend.
Es gibt weder ausreichend Treffpunkte noch Abend-

veranstaltung für Teenager. Außerdem gibt es keine ange-
messenen Fahrzeiten für öffentliche Verkehrsmittel, welche
am späten Abend genutzt werden können.

Das will die PDS/LL

Wir treten dafür ein, daß die Stadt Konstanz

ein alternatives Jugendprogramm erstellt;

auf die Heranwachsenden eingeht;

mehr Partys und abendliche Veranstaltungen fördert;

die Auflagen für Privatfeten an öffentlichen Plätzen er-
leichtert;

Jugendlichen die Möglichkeit gibt Eintrittspreise und
Getränkepreise dem Taschengeld anzupassen;

mehr Treffpunkte (auch in zentralen Gebieten) ohne
Eintrittspreise und ohne ständige Aufsichtspersonen
geltend macht;

Ermäßigung der Eintrittspreise für Schüler z.B. im Kul-
turzentrum vornimmt;

spätere und sinnvollere Verbindungen der Verkehrsmit-
tel in Zusammenarbeit mit den Stadtwerken erwirkt;

bessere Publikmachung der Freizeitangebote, z.B. Ju-
gendzentrum, betreibt;

sich allgemein für die Organisation der Jugendlichen
stark macht.

Schule und Jugend
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Umfassende Gesundheitsversorgung für jeden Menschen

Die PDS/LL sieht mit großer Sorge die seit Jahren zuneh-
mende Organisierung des Gesundheitswesens nach

marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten: Nicht die Frage, wie
Krankheiten bekämpft, gemildert oder verhindert werden kön-
nen steht im Mittelpunkt, sondern die Gesetzgebung fordert,
daß eine Behandlung sich rechnen“ muß. Schon jetzt gibt es
eine deutliche Zwei-Klassen-Medizin: Besitzende können sich
jede Art von Behandlung und Pflege kaufen, haben die gün-
stigsten (Privat-)Kassenbeiträge und kriegen alle Kosten er-
stattet. Während die einfachen Menschen, die anteilig ohnehin
schon die größten Steuerlasten tragen, einen großen Teil ihres
Verdienstes in die Krankenversicherungs- und Pflegekassen
(Pflichtversicherung) einzahlen müssen. Trotzdem müssen sie
zu Medikamenten, Krankenhausbehandlungen, Brillen, Zahn-
ersatz sowie Heil- und Hilfsmitteln immer höhere Zuzahlun-
gen leisten oder auf eine Behandlung „verzichten“...

Die laufenden Kosten der Krankenhäuser werden hauptsäch-
lich aus den Pflegesätzen der gesetzlichen Krankenversi-
cherung gezahlt, weshalb sich Privatkliniken, wie z.B. die Herz-
klinik, ohne diese Patienten auf Dauer nicht tragen können.

Wie in der gesamten Bundesrepublik, werden auch im Kreis
Konstanz ehemals öffentliche Krankenhäuser privatisiert, zu-
sammengelegt, Abteilungen geschlossen und Betten gestri-
chen. Das alles bei Verkürzung der Liegezeiten und einer Zu-
nahme von alten und multimorbiden Kranken. Obwohl da-
durch die Arbeitsbelastung zunimmt, wird vor allem am Pfle-
gepersonal gespart, was zu einer drastischen Reduzierung der
Patientenrechte und zu teilweise unmenschlichen Arbeitsbe-
dingungen der Pflegenden führt.

Gleichzeitig erzielen Pharmakonzerne höchste Gewinne;
kassieren Klinikdirektoren und Chefärzte horrende Gehälter
und Abfindungen; findet Vorteilsnahme und Vetternwirtschaft
bei der Geräte- und Instrumentenbeschaffung statt.

Das Wichtigste, was der Mensch besitzt, ist sein Leben. Da-
her gehört die Gesunderhaltung zu seinen Grundrechten. Die
Kommunen müssen dafür Sorge tragen, daß dieses Recht
durchgesetzt wird.

Das will die PDS/LL

Die PDS/LL Konstanz tritt dafür ein:

Daß in Konstanz ein leistungsfähiges Klinikum, mit al-
len für die Grund- und Akutversorgung nötigen Abtei-
lungen, in kommunaler Hand erhalten bleibt.

Daß die private Herzklinik für medizinisch notwendige
und sinnvolle Behandlungen auch von Kassenpatienten
geöffnet wird.

Daß nicht nur keine Pflegepersonalstellen weggekürzt,
sondern Pflegekräfte eingestellt werden, damit eine
fachlich und menschlich hochwertige Therapie gewähr-
leistet ist. Dazu ist es wichtig, daß die Tarifautonomie
der Pflegenden erhalten und verbessert wird, denn nur
gut bezahlte Fachkräfte, mit geregelter Arbeitszeit und
ausreichend Ruhezeiten können gute Pflege erbringen.

Daß die vom Stadtseniorenrat geforderten fehlenden
100 Pflegeheimplätze eingerichtet werden, damit jeder
pflegebedürftige Mensch, bei Bedarf, seine letzten Le-

bensjahre hier in Geborgenheit und Unversehrtheit ver-
bringen kann. Nicht Luxus-Residenzen (wie z.B. „Terti-
anum“) mit Mieten von 5.000 bis 6.000 Mark pro Mo-
nat werden benötigt, sondern Pflegebetten und er-
schwingliche betreute Wohnungen für Gebrechliche
und Menschen mit Behinderungen!

Daß die Stadt Sorge trägt zur Schaffung vernetzter Ein-
richtungen für Präverntion, Nachsorge, geriatrische Re-
habilitation, Palliativbetten für unheilbar Erkrankte
und Betten für Demenzkranke, mit einem den Bedürfnis-
sen entsprechenden Personalschlüssel. Die Hospizbewe-
gung braucht städtische Unterstützung und Förderung,
um eine gesicherte und ausreichende Versorgung mit
Betten für Sterbende aufzubauen.

Daß gleiche und verbesserte Behandlungsmöglichkei-
ten für Obdachlose und Flüchtlinge geschaffen werden.

Daß Ärzte und Krankenhäuser verpflichtet werden, Un-
tersuchungen und Behandlungen miteinander abzustim-
men, um kostengünstig und schonend die Genesung ih-
rer Patienten zu fördern.

Das Geld für eine verbesserte Gesundheitsversorgung
wäre verfügbar, wenn die Lasten gerechter verteilt würden,
z.B. durch Wiedereinführung der Vermögenssteuer, Be-
steuerung von Gewinnen, Verhinderung von Steuerflucht
der Reichen und eine einheitliche und solidarische Kranken-
versicherungspflicht für alle Verdienenden. Auch nötig ist
eine Erhöhung des Gewerbesteuerhebesatzes, um Gemein-
den mehr finanzielle Mittel zuzuführen. Die PDS/LL ist
sich natürlich darüber im Klaren, daß die dafür nötige Poli-
tik nicht in Konstanz entschieden wird, aber ein Druck „von
unten“ ist notwendig, um die kommunale Selbstverwaltung
zu stärken. Daran würden wir gerne mitwirken.

Die Sicht eines Arztes
Die herrschenden Verhältnisse – und das ist gleichbe-

deutend mit der Bestimmung der Verhältnisse durch die
Herrschenden – lassen in absehbarer Zeit keine grundle-
gende Änderung erwarten. Sie allein würde gewährlei-
sten, daß der Eid des Hippokrates „den Kranken vor Un-
recht und Schaden zu bewahren“ wieder seine ursprüngli-
che Bedeutung erhält. Das sogenannte „freie Spiel der
Kräfte“, d.h. die Aufhebung der Bindung an unverrückba-
re ethische Grundsätze, macht es der privilegierten, durch
eine mächtige Lobby bestimmenden Ärzteschaft leicht,
den Verlockungen des Mammons nachzugeben. Eine un-
ter den „Sparzwängen“ für notwendig bezeichnete Ko-
stendämpfung im Gesundheitswesen wird zu Lasten der
Versorgung der Patienten gehen. Der für die Entwicklung
im Kapitalismus gültige Spruch „wenn Du arm bist, mußt
Du früher sterben“, gewinnt noch verstärkt Bedeutung. So
wie wir im verbrecherischen Krieg gegen Jugoslawien als
einzige relevante Gruppe unsere Stimme erhoben haben,
werden wir auch auf diesem Feld für die Interessen der
Unterprivilegierten, d.h. der Patienten einstehen.

Dr. med. Michael Venedey

Gesundheitspolitik
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Vorrang für den öffentlichen Nahverkehr

Konstanz produziert Jahr für Jahr mehr Verkehr: Die
Stadt zieht als Grenz- und Touristenstadt mehr Auto-

verkehr an, als sie verkraften kann. Folge dieses hohen Ver-
kehrsaufkommens sind Lärmbelästigung, Zeitverlust, Ver-
minderung der Lebensqualität und Gefährdung durch Unfäl-
le. Trotzdem wird dem Autoverkehr immer noch Vorrang
vor dem Ausbau des öffentlichen Personennah- und überre-
gionalen Verkehrs eingeräumt.

Untersuchungen zeigen jedoch, daß der Ausbau beste-
hender Straßen oder der Neubau großer Umgehungsstraßen
durch ihre größere Schnelligkeit – und dadurch höhere At-
traktivität – mehr Verkehr anziehen. Der Bau der Elberfeld-
spange ist ein Beispiel für diese fragwürdige Verkehrspoli-
tik, die keine nennenswerte Verkehrsentlastung bringen
wird. Davon abgesehen werden Anwohner und Anwohne-
rinnen durch die Hochständerung der Straße auf 8 m hohe
Betonpfeiler immens durch Lärm belästigt sowie durch die
nahe Verkehrsführung (6 m) an „Kulturladen“ und „Kontra-
ste“ vorbei, gefährdet werden.

Der verständliche Wunsch der Bürger und Bürgerinnen
nach Entlastung von den negativen Folgen der Verkehrsla-
wine durch Umgehungsstraßen ist zwar verständlich (Bei-
spiel Wollmatingen), die Lösung sieht jedoch anders aus:
nur die Verlangsamung und Verdrängung des Autoverkehrs
aus der Stadt und Förderung des öffentlichen Nahverkehrs
kann eine Verbesserung der momentanen Verkehrssituation
bewirken. Wichtige Maßnahmen zur Reduzierung des Ver-
kehrs und damit Steigerung der Lebensqualität sind

Das will die PDS/LL

Vermeidung des Autoverkehrs durch Ausbau und Ver-
besserung des ÖPNV: Verkürzung der Taktzeiten, mehr
regionale und überregionale Nachtbusse bzw. Einrich-
tung von kommunal zu fördernden Sammeltaxen, Aus-
bau der Busspuren, Vorrang für den öffentlichen Nah-
verkehr an allen Ampeln und Verbilligung der Bustari-

fe. Kostenloses Busfahren für alle Arbeitslosen, Sozial-
hilfeempfängerinnen und -empfänger, Sozialpaßinhabe-
rinnen und -inhaber sowie für alle Asylbewerber und -
bewerberinnen.

Einrichtung von Park & Ride Möglichkeiten vor den To-
ren der Stadt, die von Pendelbussen zum Nulltarif ange-
fahren werden.

Vorfahrt für den nicht motorisierten Verkehr: Ausbau
des Rad- und Gehwegenetzes sowie Erweiterung der
Füßgängerzonen, Verbreiterung der Bürgersteige auf
mindestens 2 m, mehr Zebrastreifen, Teilung und Ver-
breiterung von kombinierten Fuß-/Radwegen, Öffnung
von Einbahnstraßen für den Radgegenverkehr, Einrich-
tung von überdachten Fahrradabstellplätzen an Ver-
kehrsknotenpunkten.

Verlangsamung des Verkehrs durch flächendeckende
Einführung von Tempo-30-Zonen in allen Wohngebie-
ten der Stadt.

Statt Realisierung des Projektes „Lu-
xus-Katamaran“ Ausbau der Schnell-
busverbindung zwischen Konstanz und
Radolfzell. Davon abgesehen soll an-
gestrebt werden, die Anbindung von
Konstanz Richtung Norden (Überlin-
gen, Friedrichshafen, Ravensburg),
Westen (Radolfzell, Singen) und Sü-
den (Schweizer Bodenseeraum) mög-
lichst in Form eines überregionalen
Verkehrsverbundes aus einer Hand zu
betreiben. Zu berücksichtigen sind
hierbei harmonisierte Taktzeiten zwi-
schen den einzelnen Bus- bzw. Bahn-
verbindungen, die garantieren, daß
jede/r Pendlerin und Pendler in einem
angemessenen Zeitrahmen und zu billi-
gen Tarifen den Arbeitsplatz erreichen
können.

Wie das Beispiel „Seehas“ zeigt, sind viele Pendler und
Pendlerinnen bereit, ihr Auto stehen zu lassen, wenn sie
schnell und bequem mit der Bahn an ihr Ziel kommen.

Neben diesen Maßnahmen gilt es allerdings auch, die
Stadt für Rollstuhlfahrerinnen und -fahrer, Gehbehinderte
und alle die, die sich nicht der Geschwindigkeit des Ver-
kehrs anpassen können, attraktiver zu gestalten. Deshalb
fordern wir

Verlängerung der Grünphasen an allen Fußgängerampeln,

Schwellenfreie Absenkung der Gehwege und Querungs-
hilfen an allen Kreuzungen,

Rampen bzw. Rolltreppen für Gehbehinderte und Perso-
nen mit Kinderwägen in allen Unterführungen (beson-
ders in der Sternenplatz- und Bahnhofsunterführung),

Ausstattung aller Busse mit Niederflurtechnik sowie

flächendeckende Ausrüstung aller Fußgängerampeln
mit akustischen Signalen für Sehbehinderte.

Verkehrspolitik
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Kultur

Es ist logisch, daß in einem System, dessen oberstes
Prinzip ist, Profit zu machen, für Kultur wenig Platz

ist. Wenn überhaupt, dann dient sie als Spielwiese für die
meist hedonistischen, d.h. nur auf ihren möglichst exclu-
siven Lustgewinn bedachten Reichen. Angesichts der im-
mer verrücktere Ausmaße annehmenden Kluft zwischen
den Milliardären und Millionären auf der einen Seite und
der riesigen Masse von Lohnabhängigen und Sozialhil-
feempfängern andererseits wird für diese Gruppe der Zu-
gang zum bestehenden Kulturangebot immer uner-
schwinglicher. Auf dem Weg in die Barbarei werden
letzte, noch aus der Zeit der Aufklärung herrührende Re-
ste von Vorstellungen, man müsse das Volk kultivieren,
über Bord geworfen.

Das will die PDS/LL

In diesem Sinne werden wir uns dafür einsetzen, daß
Kulturveranstaltungen, die der eitlen Selbstinszenierung
von vermögenden Personen oder Gruppierungen dienen,
nicht noch zu fördern. Das Schwergewicht unserer Unter-
stützung wird alternativen und kritischen Projekten die-
nen. Wir sind gegen „Events“, die zum Ziel haben, das
„Image“ profitorientierter Unternehmungen zu heben.

Die PDS weiß, daß viele Entscheidung, die die Bürgerin-
nen und Bürger der Stadt betreffen, gar nicht in der

Kommune oder vom Gemeinderat entschieden werden. Vie-
le EU-Vorschriften, Bundesgesetze, Ländergesetze, Ver-
waltungsvorschriften bestimmen den Rahmen.

Experten schätzen, daß rund 90 Prozent aller Ausgaben
einer Gemeinde durch zentrale Instanzen vorgeschrieben
werden. Die PDS fordert deshalb bundesweit: Kommunen
stärken – Gesellschaft von unten verändern!

Für die PDS sind Kommunen nicht die Fortsetzung des
Zentralsstaates, sondern als Form selbstbestimmter Selbst-
organisation des Lebens aller Gemeindemitglieder Grundla-
ge jedes Gemeinwesens. In der Kommune gibt es die Chan-
ce einer gesellschaftlichen Erprobung neuer Lebensformen.
Die Kommunen können die Kerne einer kleinräumigen, re-
gional weitgehend geschlossenen, dabei vernetzungs- und
kooperationsfähigen Reproduktion werden. Solche lebens-
fähigen, flexiblen Sozialräume können die notwendigen Ge-
gengewichte zu den zentralistischen Strukturen aller we-
sentlichen Gesellschaftsbereiche abgeben.

Kommunale Selbstverwaltung verwirklichen
Erweiterung direkter Demokratie

Für die Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung ist
die Erweiterung der Mitbestimmungs- und Mitwirkungs-
rechte der Einwohnerinnen und Einwohner unerläßlich. Der
Themenkreis bei Bürgerbegehren und -entscheiden sowohl
auf Gemeinde- als auch auf Landkreisebene muß erweitert
werden. Auch müssen hierbei weitere juristische Hürden,
beispielsweise die erforderliche Stimmenzahl, gesenkt wer-
den. Bürgerkomitees, Bürgerinitiativen und Vereine müssen
mit umfassenderen Rechten gegenüber der Kommunalver-
tretung ausgestattet werden.

Eingefordert wird die Absenkung des Wahlalters ab voll-
endetem 16. Lebensjahr und das Wahlrecht für alle Men-
schen am Ort ihres Lebensmittelpunktes. Kommunale Man-
datsträgerinnen und Mandatsträger müssen mit größeren
Rechten ausgestattet werden.

Die PDS ist für eine Neubestimmung der Zuständigkei-
ten der Kommunalverwaltungen und für Verwaltungsmo-
dernisierung. Das darf aber nicht dazu führen, daß die poli-
tischen Gestaltungsspielräume der gewählten kommunalen
Vertretungen eingeschränkt werden. Die PDS wendet sich
gegen alle Versuche, mit dem sogenannten Dienstleistungs-
unternehmen Kommune den Abbau von Demokratie zu be-
mänteln. Für die Bürgerinnen und Bürger ist das Verwal-
tungshandeln bedarfsgerecht und effizient, transparent und
demokratisch kontrollierbar zu gestalten. Öffentliche Lei-
stungen sind auch dann zu erbringen, wenn sie aus rein be-
triebswirtschaftlicher Sicht unrentabel scheinen.

Die Mitsprache- und Entscheidungsrechte der Kommu-
nen auf Bundes- und Landesebene sind spürbar zu erwei-
tern. Bei all dem betrachten wir die Europäische Charta der
kommunalen Selbstverwaltung als einen wichtigen Orien-
tierungsrahmen.

Das will die PDS/LL

Reform der Kommunalfinanzierung

Als Eckpunkte einer solchen Reform stellt die PDS zur
Diskussion:

Unternehmen dürfen nicht aus ihrer Verantwortung für
die von ihnen maßgeblich genutzte kommunale Infra-
struktur entlassen werden. Es ist eine Revitalisierung
vor allem der Gewerbeertragssteuer durch Einbezie-
hung kapitalkräftiger Freiberufler bzw. Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaften in deren Erhebung erforderlich.

Auch die Wirksamkeit der Einkommenssteuer für die
Kommunalfinanzierung ist zu erhöhen. Der Anteil der
Gemeinden an der Einkommenssteuer sollte von derzeit
15% auf künftig 20% erhöht werden. Es scheint dar-
über hinaus angebracht, bei ihrer Erhebung vom aus-
schließlichen Wohnortprinzip abzugehen und eine Ver-
koppelung von Wohnort- und Arbeitsortprinzip vorzu-
nehmen.

Die Grundsteuer muß als wichtige kommunale Einnah-
me erhalten bleiben. Sie sollte vor allem in Richtung ei-
nes ökologisch orientierten Bodensteuerkonzepts weiter
ausgestaltet werden.

Für Kommunale Selbstverwaltung!

Komunale Selbstverwaltung
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TERMINE + VERANSTALTUNGEN

Mittwoch, 6.10., 20.00 Uhr, „Fragata“:
Sozial und solidarisch – Was will die
PDS/LL im Konstanzer Gemeinderat

Samstag, 9.10., 10.30 Uhr, Obermarkt:
Infostand der PDS/LL

Freitag, 15.10., 20.00 Uhr, „Fragata“:
Nie wieder Krieg – Gemeinsam für
Gerechtigkeit
Veranstaltung mit dem Spitzenkandidaten
der PDS/LL, Dr. med. Michael Venedey

Samstag, 16.10., 10.30, Obermarkt:
Infostand der PDS/LL

Mittwoch, 20.10., 20.00, Hotel „Graf Zeppelin“:
Veranstaltung mit Lothar Bisky,
Bundesvorsitzender der PDS

Samstag, 23.10., 10.30, Zähringerplatz
Infostand der PDS/LL

Jeden Montag, 19.30, „Fragata“:
Öffentliche Mitgliederversammlung der
PDS/LL

Allgemeine Finanzzuweisungen des Bundes und der
Länder an die Kommunen müssen grundsätzlich das
Primat vor entsprechenden Zweckzuweisungen haben.

Die ostdeutschen Kommunen sollten angesichts der
noch länger anhaltenden akuten Schwäche an eigenen
Steuereinnahmen eine auf 10 Jahre ausgelegte, mög-
lichst verfassungsrechtlich garantierte Finanzpauscha-
le des Bundes erhalten. Darüber hinaus treten wir ein,

die Abgabenordnung des Bundes und die Kommunalab-
gabengesetze der Länder sozialverträglich zu novellie-
ren;

eine Steuerpflicht für kommunale Eigenbetriebe zu ver-
hindern;

das Eisenbahnkreuzungsgesetz mit dem Ziel zu ändern,
die Kommunen von den ihnen willkürlich aufgedrückten
Lasten für die Unterhaltung von Bahnübergängen bzw.
Eisenbahnbrücken wieder zu befreien.

Sicherung und Mehrung des kommunalen
Eigentums

Rigorose Privatisierung von Kommunaleigentum, das
zeigen viele Erfahrungen, sind kein geeigneter Weg, die
akute Finanznot der Kommunen auf Dauer zu überwinden.
Sie sind oft unsozial und führen langfristig zu einem weite-
ren Verlust kommunaler Einflußmöglichkeiten. Oft gehen
sie auch zu Lasten ökologischer Politik. Statt dessen müssen
kommunale Unternehmen – insbesondere der Energiever-
sorgung, Abfallwirtschaft, Wohnungswirtschaft, im öffent-
lichem Personennahverkehr – gesichert und erweitert wer-
den.

Durch die Überarbeitung von Vergabeordnungen sind
vor allem ortsansässige Unternehmen zu fördern, die Ar-
beitskräfte aus der Region beschäftigen, Ausbildungsplätze
zur Verfügung stellen, Frauen entsprechend ihrem Anteil an
der Arbeitslosigkeit einstellen, die Beschäftigungsquote für
Menschen mit Behinderungen gewährleisten und eine tarif-
gerechte Bezahlung vornehmen.

Wir treten für die Regionalisierung von Wirtschaftskreis-
läufen ein. Der öffentlich geförderte Beschäftigungssektor
in den Kommunen muß erweitert werden und vorrangig fe-
ste Arbeitsplätze im sozio-kulturellen und Umweltbereich
schaffen. Kommunaler Grund und Boden darf nicht weiter
veräußert werden. Wir sind für die Vergabe von Erbbau-
rechten.

(aus dem Beschluß des PDS-Parteitages zur Kommunalpo-
litik im Januar 1996 in Magdeburg)

V.i.s.d.P.: A. Schack, Vor der Halde 4,78462 Konstanz

In eigener Sache
Liebe Wählerin, lieber Wähler

Wie Sie vielleicht schon festgestellt haben, ist es uns
bei der Aufstellung der PDS/LL-Liste nicht gelun-

gen, die Zahl von 40 möglichen KandidatInnen auszu-
schöpfen. Das hat zum einen mit der Tatsache zu tun, daß
wir in Konstanz eine junge Partei sind, die sich im Auf-
bau befindet; zum anderen aber auch mit der Stigmatisie-
rung der PDS in der Öffentlichkeit, die so manche Sym-
pathisantin und manchen Sympathisanten vor einer Kan-
didatur zurückschrecken ließ.

Angesichts dieser Voraussetzungen betrachten wir es
als Erfolg, daß wir 22 KandidatInnen für die PDS/LL ge-
winnen konnten; daß es keine 40 geworden sind, mindert
jedoch unsere Wahlchancen, denn bekanntlich hat jeder
Wähler und jede Wählerin soviele Stimmen, wie es Sitze
im Gemeinderat gibt, in Konstanz also 40.

Im baden-württembergischen Kommunalwahlrecht gibt
es für den/die WählerIn nun aber die Möglichkeit, zu pa-
naschieren (die 40 Stimmen auf KandidatInnen verschiede-
ner Listen zu verteilen) und zu kumulieren (einzelnen Kan-
didatInnen bis zu drei Stimmen der 40 Stimmen zu geben).
Letzteres bietet die Möglichkeit, daß die PDS/LL mit der
vollen Stimmenzahl gewählt werden kann.

Also: Wer will, daß die PDS/LL nach dem 24. Oktober
die Chance erhält, im Konstanzer Gemeinderat für sozia-
le Interessen zu streiten, sollte nicht einfach die Liste an-
kreuzen, sondern sich der Mühe unterziehen, seine 40
Stimmen nach Wunsch auf die 22 Kandidatinnen und
Kandidaten der PDS/LLverteilen.
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